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GROSSE KREISSTADT EMMENDINGEN 

 
SITZUNGSVORLAGE  0182/20 

Amt: Fachbereich 1 / Eh Datum: 20.01.2020 Az.:  

 
 
Nr.  Gremium  TOP  Datum Beratungsziel Protokollverm. Status SB Ja Ne Eh 

 1 Ausschuss für 
Kultur und 
Soziales 

 13.02.2020 Vorberatung  öffentlich     

 2 Stadtrat  18.02.2020 Entscheidung  öffentlich     

 

 
 
 
Betreff: 
 
Fraktionsantrag der "Die FRAKTION": Sicherer Hafen 
 
Zuständigkeit nach Hauptsatzung: 
 
 
 
Begründung: öffentlich/nicht-öffentlich: 
Es liegen keine Gründe für eine nicht-öffentliche Beratung und Beschlussfassung vor.  
 
Beschlussvorschlag: 
Der Stadtrat nimmt den Fraktionsantrag zur Kenntnis und beschließt: 

1. Die Stadt Emmendingen erklärt sich zum Sicheren Hafen 
2. Der Stadtrat der Großen Kreisstadt Emmendingen erklärt sich mit Menschen auf 

der Flucht und den Zielen der SEEBRÜCKE solidarisch und entwirft hierzu eine 
Resolution. 

3. Der Stadtrat der Großen Kreisstadt Emmendingen positioniert sich öffentlich 
gegen die Kriminalisierung der Seenotrettung auf dem Mittelmeer und entwirft 
hierzu eine Resolution. 

4. Die Stadt Emmendingen unterstützt die Seenotrettung aktiv und übernimmt die 
Patenschaft und finanzielle Unterstützung für ein ziviles Seenotrettungsschiff bzw. 
beteiligt sich daran. 

5. Die Stadt Emmendingen erklärt sich, ähnlich einem Relocation-Programm, bereit 
direkt weitere Personen (zusätzlich zu den Menschen, die im Rahmen der 
Regelungen des Flüchtlingsaufnahmegesetzes (FlüAG) zugwiesen werden) 
aufzunehmen und unterzubringen, die von zivilen Seenotrettungsbooten gerettet 
worden sind. 

6. Die Stadt Emmendingen fordert die Landesregierung auf, ein eigenständiges 
Aufnahmeprogramm für Flüchtlinge (§ 23 Abs. 1 Aufenthaltsgesetz) einzuführen 
und damit Flüchtenden die legale Einreise nach Deutschland und einen legalen 
Aufenthalt zu ermöglichen 

7. Die Stadt Emmendingen fordert die Landes- und die Bundesregierung auf, im 
Rahmen des Resettlements nach § 23 Abs. 4 Aufenthaltsgesetz und anderer 
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Programme der legalen Aufnahme von Flüchtenden dauerhaft und verlässlich 
erheblich höhere Aufnahmequoten als bisher zu vereinbaren 

8. Die Stadt Emmendingen setzt sich über die Landesregierung Baden-Württemberg 
gegenüber der Bundesrepublik Deutschland dafür ein, dass § 23 Abs. 1 S. 3 
Aufenthaltsgesetz gestrichen wird, damit das Zustimmungserfordernis des 
Bundes für die Flüchtlingsaufnahme entfällt 

9. Die Stadt Emmendingen fordert die Bundesregierung auf, eine eigenständige 
Norm zur kommunalen Aufnahme entsprechend dem § 23 Abs. 1 
Aufenthaltsgesetz einzuführen  

10. Die Stadt Emmendingen stellt zur Umsetzung der Buchstaben 5 bis 9 selbst 
zusätzliche Aufnahmeplätze bereit. 

11. Die Stadt Emmendingen sorgt für ein langfristiges Ankommen, indem sie alle 
notwendigen Ressourcen für eine menschenwürdige Versorgung, insbesondere in 
den Bereichen Wohnen, medizinische Versorgung und Bildung, zur Verfügung 
stellt 

12. Die Stadt Emmendingen setzt sich auf regionaler, nationaler und europäischer 
Ebene aktiv für die Umsetzung der oben genannten Punkte ein 

13. Die Stadt Emmendingen beteiligt sich an der Gründung eines Bündnisses aller 
Sicherer Häfen in Europa zur aktiven Gestaltung einer menschenrechtskonformen 
europäischen Migrationspolitik  

14. Die Stadt Emmendingen veröffentlicht alle unternommen Handlungen, mit denen 
die Europäische Union zu einem Sicheren Hafen wird. 

.  
 
Sachverhalt/Begründung:  
Mit Datum vom 25.10.2019 hat die „Die FRAKTION“ den in der Anlage beigefügten 
Fraktionsantrag „Seebrücke-Sicherer Hafen“ gestellt.  
 
Zu Ziffer 1: 
 
Im Fraktionsantrag wird die Erklärung der Stadt Emmendingen, zum Sicherer Hafen mit 
den in den folgenden Ziffern vorgeschlagenen Maßnahmen bzw. Resolutionen verknüpft. 
Zu den einzelnen Punkten erfolgt die Erläuterung jeweils dort. 
 
Zu Ziffer 2: 
 
In verschiedenen Kommunen in Baden-Württemberg (u.a. Freiburg) haben in der 
Vergangenheit die jeweiligen Gremien entsprechende Resolutionen im Sinne der Ziffer 1 
beschlossen und damit Solidaritätsbekundungen abgegeben. Die Resolution aus 
Freiburg liegt der Sitzungsvorlage bei. Weitergehende Folgemaßnahmen, wie sie im 
Fraktionsantrag enthalten sind, wurden in der Regel nicht beschlossen. 
 
Zu Ziffer 3: 
Beim Anlanden von Seenotrettungsschiffen in Italien werden dort teilweise 
Strafverfahren eingeleitet. Die Strafverfolgung bzw. deren Ausgestaltung in anderen 
Staaten entziehen sich aber der Befassungskompetenz der Gemeinde und damit in der 
Folge auch der des Stadtrates. 
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Zu Ziffer 4: 
Eine Unterstützung von Vereinen und humanitär tätigen Organisationen ist für 
Kommunen nur unter eng begrenzten Voraussetzungen zulässig. Hierzu muss 
zumindest ein gewisser direkter örtlicher Bezug zur Kommune vorhanden sein. An 
diesem mangelt es aber bei der Seenotrettung im Mittelmeer. 
 
Zu Ziffer 5: 
Der Fraktionsantrag ergänzt hier noch den folgenden Passus: 
Hierzu wird ein Einvernehmen mit dem Bundesministerium für Inneres und Sport, dem 
Bundesamt für Migration und Flüchtlinge und dem Innenministerium von Baden-
Württemberg hergestellt. 
 
Derzeit erfolgt die Verteilung von geflüchteten Menschen innerhalb von Deutschland 
nach dem Königsteiner Schlüssel auf die Bundesländer. Grundlage für diesen Schlüssel 
sind u.a. die Einwohnerzahl und die wirtschaftliche Leistungsfähigkeit der jeweiligen 
Länder. Innerhalb von Baden-Württemberg liegt der Verteilung dann die Einwohnerzahl 
der entsprechenden Stadt- und Landkreise zugrunde. Innerhalb des Landkreises werden 
die Menschen ebenfalls nach der Einwohnerzahl auf die einzelnen Kommunen verteilt. 
Insgesamt wurden der Stadt Emmendingen in den letzten Jahren 270 Menschen zur 
kommunalen Anschlussunterbringung zugewiesen. Davon konnte die Mehrzahl mit 
dauerhaftem Wohnraum versorgt werden, aber 120 Personen befinden sich noch in 
vorübergehenden Unterkünften, davon befindet sich ein großer Teil entweder noch im 
Asylverfahren oder ist rechtskräftig ausreisepflichtig.  
 
In das etablierte System der Verteilung schutzsuchender Menschen sollte aus 
kommunaler Sicht auch nicht eingegriffen werden. Sowohl auf bei der Zuweisung des 
Bundes an die Länder, wie auch innerhalb des Landes an die Kreise und in der Folge an 
die Kommunen liegen objektive Kriterien zugrunde. Außerdem werden auch immer 
besondere, humanitäre, Gründe berücksichtigt. 
 
Bei einem deutlich angespannten Wohnungsmarkt bestehen keine realistischen 
Möglichkeiten über den Rahmen des  Flüchtlingsaufnahmegesetzes hinaus weitere 
Personen aufzunehmen, da keine Raumkapazitäten vorhanden sind und erkennbar nicht 
beschafft werden können. Außerdem ist, zumindest für die Jahre 2020 und 2021 von 
einer unveränderten Zuweisungspraxis des Landes auszugehen und (bei einer 
gleichbleibenden Anzahl von Schutzsuchenden) mit ca. 35 weiteren Zuweisungen pro 
Jahr zu rechnen, für die ebenfalls adäquate Unterkünfte bereitgestellt werden müssen. 
 
Zu Ziffer 6: 
Die Landesregierung hat in der Vergangenheit immer wieder von der 
Ermächtigungsgrundlage des § 23 Abs. 1 Aufenthaltsgesetz Gebrauch gemacht und 
damit Menschen in besonderen Notlagen die Einreise und den Aufenthalt in Baden-
Württemberg und in der Folge in den Kommunen (auch in Emmendingen) ermöglicht. 
Eine Resolution oder Aufforderung erscheint daher entbehrlich. 
 
Zu Ziffer 7: 
Sowohl der Bund, wie auch das Land verfügen nicht über eigene Möglichkeiten, 
Personen mit Unterkunftsmöglichkeiten zu versorgen. Diese Aufgabe kann immer nur 
auf kommunaler Ebene erfolgen (auch wenn die Einrichtungen des Bundes und der 
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Länder von diesen betrieben werden). Daher kann ein bundes- oder landesrechtliches 
Programm nur in einem engen Dialog mit den Kommunen stattfinden, da diese entweder 
als Standort einer vorläufigen oder auch einer endgültigen Unterbringung die Aufgabe 
der sozialen Integration vor Ort erfüllen müssen. Ebenso sind sie es, die schlussendlich 
die Wohnraumversorgung (aber auch alle anderen Facetten der Integration) 
sicherstellen, was bei einem deutlich angespannten Wohnungsmarkt in vielen 
Landesteilen und auch in Emmendingen eine schwierige Aufgabe darstellt. 
 
Zu Ziffer 8:  
Die Bestimmungen den § 23 Abs. 1 S. 3 Aufenthaltsgesetz, die bei entsprechenden 
Entscheidungen einer obersten Landesbehörde das Zustimmungserfordernis des 
Bundes vorsehen, haben bisher in der Praxis zu keinen bekannten Einschränkungen bei 
der Aufnahme von Personen geführt. In der Vergangenheit hat das Land Baden-
Württemberg in mehreren Fällen besondere Kontingente von Menschen aufgenommen, 
die teilweise auch in Emmendingen untergebracht sind (und von der Stadt mit 
Wohnraum versorgt wurden). 
 
Zu Ziffer 9:  
Die derzeit vorhandene Regelung ist in der Praxis gut anwendbar und wurde auch schon 
dazu genutzt, um verschiedenen Personengruppen die Einreise und den Aufenthalt in 
Deutschland zu ermöglichen. So mit dem Aufnahmeprogramm zugunsten syrischer 
Flüchtlinge und dem Sonderkontingent für Opfer traumatisierender Gewalt aus dem 
Nordirak (Jesidinnen). Eine größere Zahl dieser Menschen ist auch in Emmendingen 
wohnhaft und in das soziale Leben integriert. Ebenso ist die Anwendbarkeit der 
derzeitigen Regelung auch für die Aufnahme in der Folge einer zivilen Seenotrettung 
anwendbar (siehe hierzu das Gutachten des wissenschaftlichen Dienstes des 
Bundestages: WD-3-223-18). 
 
Zu Ziffer 10:  
Siehe die Anmerkungen zu Ziffer 5. 
 
Zu Ziffer 11:  
Bereits heute werden für Geflüchtete von der Stadt Emmendingen Leistungen in vielen 
Bereichen, u.a. bei der sozialen Integration und Bildung bereitgestellt. Viele Kinder aus 
Familien mit Fluchterfahrung sind in den Kindergärten und Schulen integriert und werden 
dort unterstützt. Ebenso erfolgt die Gesundheitsfürsorge auf einem Leistungsniveau, 
dass sich nicht von dem anderer Menschen unterscheidet. 
 
Zu Ziffer 12: 
Im Rahmen der rechtlichen und tatsächlichen Möglichkeiten kann dies erfolgen, 
allerdings immer vor dem Hintergrund der knappen Ressourcen „Wohnraum und 
Betreuung“. 
 
Zu Ziffer 13:  
./. 
 
Zu Ziffer 14: 
Die entsprechenden Schritte können über die Homepage oder das Amtsblatt 
entsprechend kommuniziert werden. 
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Historie: 
 
 
Bisherige Bürgerbeteiligung, chronologisch: 
 
 
Vorangegangene Beschlüsse, chronologisch:  
 
Übereinstimmung mit Zielen, Zielkonflikte und Nachhaltigkeit  
(Abgleich mit Ergebnis Perspektivwerkstatt, spezielle Gutachten, Verkehr und 
Klima/Umweltschutz) 
 
 
 
Anlagen:  
 
Finanzen 
Budget (THH & Produktgruppe):                       
Beschluss des KuS/TA/HA/SR vom:                  
ÜPl/APl-Deckung:                                                 
 
Für eine weitere (ungeplante und freiwillige) Aufnahme von Flüchtlingen sind derzeit 
keine finanziellen Mittel eingeplant. 
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